
Gemeinde Althengstett

Bebauungsplan "Gewerbegebiet I"

Textliche Festsetzungen

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch -BauGB- i.d.F. vom 8. Dezember 1986 
(BGBl. I. S. 2253),

Baunutzungsverordnung-BauNVO- i.d.F. vom 23. Januar 1990
(BGBl. I. S. 132),

Landesbauordnung -LBO- i.d.F. vom 28. November 1983
(GBl. S. 770),

Garagenverordnung-GaVO- i.d.F. vom 13. September 1989 
(GBl. S. 458)

1. Planungsrechtliche Festsetzungen

1.1 Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. I BauGB, §§1-15 BauNVO)

Gewerbegebiet (GE) gern. § 8 BauNVO.

Die nach Abs. 3 Nr. I vorgesehenen Ausnahmen - Wohnungen für Belriebsinhaber - können in 
dafür eigenständigen Gebäuden nur dann zugelassen werden, wenn diese Wohngebäude sich in 
Grundfläche und Baumasse den Betriebsgebäuden deutlich unterordnen.

Die nach Abs. 3 Nr. 1 vorgesehenen Ausnahmen - Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschafts­
personal sowie für Betriebsleiter und weitere Betriebsinhaber - können nur dann zugelassen wer­
den, wenn dieser Personenkreis wegen der Art des Betriebes oder zur Wartung von Belriebsein- 
richtungen oder aus Sicherheitsgründen ständig und unmittelbar erreichbar sein müssen und 
wenn diese Wohnungen nicht in einem dafür eigenständigen Gebäude untergebracht werden.

Die nach Abs. 3 Nr. 3 vorgesehene Ausnahme (Vergnügungsstätten) ist allgemein nicht zulässig 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO).

Nicht überdachte Lagerplätze sind nur bis max. 25 % der überbaubaren Fläche jedes einzelnen 
Baugrundstückes zulässig (§ 1 Abs. 5 und 9 BauNVO).

1.2 Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. I BauGB, §§ 16 - 21 a BauNVO)

Zahl der Vollgeschosse, Grundflächenzahl und Geschoßflächenzahl entsprechend den Eintragun­
gen im Lageplan zum Bebauungsplan (Nutzungsschablone).

Die Gebäudehöhe bei Z = III mHb (mit Höhenbeschränkung) darf, gemessen von der bestehen­
den mittleren Geländeoberfläche im Bereich der Gebäudegrundfläche bis Oberkante Traufe oder 
Oberkante Attika bzw. bis Oberkante First max. 9,00 m betragen.
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(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO)

Abweichende Bauweise gern. Abs. 4 = offene Bauweise gern. Abs. 2, jedoch Gebäudelängen 
größer 50 m bis max. 100 m zulässig.

1.4 Überbaubare Grundstiicksfläche
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

1.4.1 Innerhalb der überbaubaren Flächen im 30 m Waldabstand (FmNb = Fläche mit Nutzungs­
beschränkung) sind Gebäude bzw. Gebäudeteile mit Aufenthaltsräumen i.S. von § 2 Abs. 6 LBO 
nicht zulässig.

1.4.2 Garagen und überdachte Stellplätze, Stellflächen für Wechselbrücken und Container sowie 
Gebäude als Nebenanlagen i.S. von § 14 Abs. 1 BauNVO und Lagerplätze sind nur auf den über­
baubaren Flächen zulässig.

1.4.3 Einfriedigungen entlang den öffentlichen Verkehrsflächen sind nur auf den überbaubaren 
Flächen zulässig.

1.4.4 In den Bereichen zwischen den öffentlichen Verkehrsflächen und den überbaubaren 
Grundstücksflächen sind Kfz-Stellpiätze zulässig; jedoch sind nach je 5 Stellplätzen in Folge 
mindestens 3,00 m breite Pflanzinseln mit je midestens einem Baum der in Nr. 1.6.1 beschriebe­
nen Art und Anpflanzhöhe auszuführen. Die Oberflächenbefestigung der Stellplätze ist aus Ra­
sengittersteinen o.ä. auszuführen. Ansonsten siehe Nr. 2.2.2.

1.5 Anschluß der Grundstücke an die öffentliche Verkehrsfläche
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10, 11 und 26 BauGB)

1.5.1 Der zur Befestigung der Abgrenzungssteine der öffentlichen Verkehrsflächen erforderliche 
Hinterbeton ist auf den angrenzenden Grundstücken zu dulden.

1.5.2 Die Masten der Straßenlampen und deren erforderliche Gründung sind auf den angrenzen­
den Grundstücken zu dulden.

1.5.3 Die entsprechend den Eintragungen im Lageplan zum Bebauungsplan zur Herstellung der 
öffentlichen Verkehrstlächen erforderlichen Böschungen und Stützmauern sind auf den angren­
zenden Grundstücken zu dulden.

1.5.4 Die im Lagepian zum Bebauungsplan eingetragenen Sichtfelder sind von jeder sichtbehin­
dernden Nutzung, baulichen Anlage und Bepflanzung über 0,70 m Höhe freizuhalten. Das Ge­
lände ist gegen die öffentliche Verkehrslläche abzuböschen.
1.6 Pflanzgebot-Pfg- und Pflanzbindung -Pfb-
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB)

1.6.1 Entsprechend den Eintragungen im Lageplan zum Bebauungsplan sind auf den mit Pfg be­
zeichneten Flächen mittel- und großwüchsige Bäume einheimischer Laubarten und standortge­
rechte Stauden zu pflanzen und dauernd zu unterhalten. Dabei sind z.B Linde, Bergahorn, Birke, 
Feldahorn, Rotbuche, Eiche oder Obstbaumhochstämme zu verwenden. Gruppenweise Bepflan­
zung ist der Einzelbepflanzung vorzuziehen.
Als Zwischen- und LJnterptlanzung sind folgende Straucharten anzupflanzen: Heckenrosen, wol­
liger Schneeball, Pfaffen hütchen, Hartriegel, Holunder, Haselnuß.

Anpflanzhöhe für Bäume mind. 2,50 m.



1.6.2 Zur inneren Durchgrünung des Gewerbegebietes sind entlang den seitlichen Grundstücks­
grenzen jedes Baugrundstückes Anpflanzungen, wie in Nr. 1.6.1 beschrieben, auszuführen; Min­
destbreite 1,50 m.

1.6.3 Entsprechend den Eintragungen im Lageplan zum Bebauungsplan sind die bestehenden 
Pflanzungen auf den mit Pfb bezeichneten Flächen dauernd zu erhalten und gegebenenfalls zu 
ergänzen.

1.7 Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB)

1.7.1 Zur Erzeugung von Wärmeenergie für zentrale Heiz- und Warmwasserbereitungsanlagen, 
für Einzelöfen und Einzelwarmwasserbereiter sind neben der Sonnenenergie und Strom auch 
Erd- und Flüssiggas, Heizöl EL, Hackschnitzel und Energie aus Bioreaktoren als Energieträger 
zulässig. Entsprechend § 2 Bundesimmissionsschutzgesetz dürfen Brennstoffe nur unter folgen­
den Voraussetzungen verwendet werden:
1. Gas
- Bei Gasfeuerungsanlagen darf im Abgas der Grenzwert für NOx von 100 mg/'kWh und von CO 
von 90 mg/kWh nicht überschritten werden.

- Bei atmosphärischen Gasfeuerungsanlagen wird im Abgas der Grenzwert NOx von 175 
mg/kWh und für CO von 100 mg/kWh nur dann zugelassen, wenn die Nennwärmeleistung von 
Einzelgeräten oder die Summe der Nennwärmeleistung von Einzelgeräten pro Gebäude nicht 
mehr als 120 kWh beträgt.
Bei der Verwendung von Flüssiggas kann die Überschreitung der NOx-Grenzwerte bis zum 
1,5-fachen zugelassen werden, wenn eine Erdgasversorgung nicht möglich ist.

2. Heizöl EL
- Bei der Verbrennung von Heizöl EL darf im Abgas der Grenzwert für NOx von 150 mg/kWh, 
für CO von 90 mg/kWh und für SO, von 100 mg/kWh nicht überschritten werden.

Die Verwendung von Heizöl EL ohne Beschränkung des SO, Grenzwertes kann zur Gebäudehei­
zung zugelassen werden,

- bei Neuerrichtung von Gebäuden, wenn nach der Wärmeschutzverordnung der Nachweis er­
bracht wird, daß der mittlere Wärmedurchgangskoeffizient um mindestens 25 % unterschritten 
wird,

- bei bestehenden Gebäuden, wenn die Nennwärmeleistung des Wärmeerzeugers nicht größer als 
100 W je m2 beheizter Fläche ist.
Diese Anforderungen gelten nicht bei Anlagen mit unterbrechbarer Erdgaslieferung bei Betrieb 
mit Heizöl EL, solange eine Erdgasversorgung nicht möglich ist.

Erklärung:
NOx = Stickstoffdioxid
CO = Kohlenmonoxid
SO, = Schwefeldioxid

1.7.2 Für offene Kamine und Kachelöfen als Zusatz- bzw. Übergangsheizung ist nur naturbelas­
senes stückiges Holz ein schließlich anhaftender Rinde, beispielsweise in Form von Scheitholz. 
Hackschnitzeln sowie Reisig und Zapfen als Brennstoff zulässig.
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2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

2.1 Äußere Gestaltung der Gebäude
(§ 73 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

2.1.1 Dachform und -neigung:
Bei geneigten Dächern max. Neigung 25°.

2.1.2 Dachdeckung:
Es sind nur biendungsfreie Materialien in gedeckten Rot- und Brauntönen und Dachbegrünungen 
zulässig.

Dachbegrünungen sollten bevorzugt ausgeführt werden.

2.1.3 Material- und Farbgebung:
Natürliche Materialien sind zu bevorzugen; Verkleidungen aus naturfarbenem Aluminium oder 
Zink sind nicht zulässig.
Es sind im Einvernehmen mit dem Landratsamt Calw und im Benehmen mit der Gemeinde Far­
ben zu wählen, die das Orts- und Landschaftsbild nicht beeinträchtigen und deren Hellbezugs­
werte zwischen 30 % und 70 % liegen.

2.1.4 Fassadenbegrünungen:
Öffnungslose und sonst ungegliederte Umfassungswände sollen vorrangig mit Begrünungen ge­
staltet werden.

2.2 Grundstücksgestaltung
(§ 73 Abs. I Nr. 5 LBO)

2.2.1 Einfriedigungen entlang den öffentlichen Verkehrsflächen sind nur auf den überbaubaren 
Flächen zulässig (s. auch Nr. 1.4.3).

2.2.2 Die Bereiche zwischen den öffentlichen Verkehrsflächen und den überbaubaren Grund­
stücksflächen sind gärtnerisch anzulegen; ansonsten siehe auch Nr. 1.4.4.

2.2.3 Die Bodenversiegelung ist auf ein unabdingbares Maß zu beschränken. Oberflächenbefesti­
gungen sollten dort, wo eine Gefahr des Eintritts von Schadstoffen abgestellter Materialien in 
den Untergrund nicht besteht, möglichst durchlässig ausgeführt werden.

2.2.4 Bei Geländeveränderungen ist die Höhenlage an die der öffentlichen Verkehrsfläche und 
die der Angrenzergrundstücke auszugleichen. Das Gelände ist ggfl. abzuböschen; Stützmauern 
sind nicht zulässig.

2.3 Einfriedigungen
(§ 73 Abs. I Nr. 5 LBO)

Es sind nur offene Einfriedigungen und bis max. 2,00 m hoch zulässig. Gegen die freie Land­
schaft und gegen die öffentlichen Verkehrsflächen sind Einfriedigungen höher als 1,00 m nur in­
nerhalb, hinter oder in Verbindung mit den in Nr. 1.6 festgesetzten oder sonstigen Anpflanzun­
gen zulässig.

2.4 Werbeanlagen
(§ 73 Abs. 1 Nr. I LBO)

Werbeanlagen dürfen hinsichtlich ihrer Größe, Farbgebung und Licht- und Leuchtkraft nicht ne­
gativ auf das Orts- und Landschaftsbild einwirken.
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Werbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem Licht und Lichtwerbungen in grellen Farben 
sind nicht zulässig.
Werbeanlagen auf Dächern und an Masten oder als selbständige bauliche Anlagen sind nicht 
zulässig.

3. Nachrichtliche Übernahme anderer gesetzlicher Vorschriften
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

3.1 Bodenschutzgesetz
-BodSchG- vom 24. Juni 1991 (GBl. S. 434)

3.1.1 Anfallende Bodenaushub-Überschußmassen sind auf ihre Wiederverwertbarkeit hin zu 
überprüfen (Erdaushubbörse, § 4 Abs. 2 BodSchG).

3.1.2 Bekannte, vermutete sowie gefundene Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Ge­
sundheit von Menschen, bedeutende Sachwerte oder erhebliche Beeinträchtigungen des Natur­
haus haltes nicht ausgeschlossen werden können, sind der unteren Bodenschutzbehörde zu mei­
den (§ 7 BodSchG).

ausgefertigt:

Schanz 
Bürgermeister


